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A EINLEITUNG 

A 1 Anlass zur Planaufstellung 

A 1.1 Zielstellung 

Um der bestehenden Knappheit an Gewerbeflächen entgegenzuwirken, sollen nach Möglichkeit in 
geeigneten Lagen neue Gewerbegebiete ausgewiesen werden. Hierbei gilt es auch für Gewerbe-
biete in ungünstigen Lagen innerhalb des Stadtgebietes in der Nähe von Wohngebieten Ersatzflä-
chen in angemesseneren Lagen zu schaffen.  

Das Planungsgebiet Brucklach ist durch die Nähe zur Miesbacher Straße (St 2362) und die West-
tangente (B15) lagegünstig situiert, schließt direkt an bereits bebaute Siedlungsbereiche an und be-
findet sich in städtischem Besitz. Eine zügige Bereitstellung von gut eingebundenen Gewerbeflä-
chen soll durch die Bauleitplanung gewährleistet werden.  

Gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplans soll sich die neue Bebauung maßvoll in die natürli-
che und gebaute Umgebung einfügen. Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Stadtgebietes 
wird durch die Planung nicht beeinträchtigt.  

A 1.2 Bedarfsanalyse 

Ziel der Stadt Rosenheim ist es, die Stellung als wirtschaftliches Zentrum im südlichen Oberbayern 
zu sichern. Diese wird entscheidend durch die Verfügbarkeit von Gewerbe- und Büroflächen ge-
prägt. Etwa 8 ha an Gewerbebaulandreserven stehen in Rosenheim zur Verfügung. Die Aktivierung 
der Flächen erfolgt nur in einem sehr geringen Umfang. In städtischem Eigentum befinden sich nur 
Flächen in einem geringen Größenumfang. Die Gewerbeflächenverfügbarkeit ist in Rosenheim eng 
begrenzt. Gemäß der Wirtschaftsförderungsagentur der Stadt Rosenheim besteht seitens der priva-
ten Eigentümer von Gewerbeflächen nur eine geringe Verkaufs- oder Entwicklungsbereitschaft. 
Dem gegenüber herrscht eine hohe Nachfrage nach Gewerbeflächen bzw. -immobilien. Die Nach-
frage beläuft sich im Mittel auf einen angemeldeten Flächenbedarf von rd. 55 ha .  

Bei einem Gesamtbedarf von 55 ha  stehen 8 ha (15 %) in Form von Gewerbe-Baulandreserven zur 
Verfügung. Zur Bereitstellung der restlichen erforderlichen 47 ha (85 %) sollen daher in den nächs-
ten Jahren Flächenentwicklungen über die Bauleitplanung durch Konversion, Arrondierung und 
Neuausweisung erfolgen.  

Am Bahngelände Süd wird die Konversion einer größeren Fläche angestrebt. Hier sollen brachlie-
gende, ehemalige Bahnflächen in einem Umfang von ca. 5,7 ha netto (7,2 ha brutto) entwickelt wer-
den, dies entspricht einem Anteil von rd. 10 % des Gesamtflächenbedarfs. Mit dem ĂGewerbegebiet 
Brucklach - Bauabschnitt 1 Nordñ kann auf einer Fläche von rd. 2,95 ha netto (ohne Retentions-, 
Ausgleichs-, Grün- und Verkehrsflächen) ein Anteil von rd. 5,4 % des Gesamtflächenbedarfs an Ge-
werbebauland in Rosenheim gedeckt werden. Die Veräußerung der Flächen soll über die Stadt Ro-
senheim erfolgen, womit eine zügige Entwicklung der neuen Gewerbeflächen gewährleistet wird. 

Als mögliche Entwicklungsbereiche wurden vorwiegend Flächen in lagegünstigen, städtebaulich in-
tegrierten Lagen und mit guten Anschlussoptionen an die überörtliche Erschließung geprüft: Bahn-
gelände Süd, Potentialflächen an der Westerndorfer Straße, an der Kufsteiner-/Miesbacher Straße, 
Einzelflächen im Bereich Aichergelände, etc. Neben den städtebaulichen Kriterien wurden ebenso 
die Realisierungsoptionen und die Belange der Verfügbarkeit in die Bewertung eingebunden. Auf-
grund der günstigeren Realisierungsoptionen sind aktuell vorrangig Bauleitplanverfahren zu den Be-
reichen Brucklach und Kufsteiner-/Miesbacher Straße in der Durchführung.  

A 1.3 Verfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im Regelverfahren einschließlich Umweltprüfung und 
zweistufiger Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden sowie sonstiger Träger öffentlicher Be-
lange. Die Einleitung des Verfahrens erfolgte mit Stadtratsbeschluss vom 05.04.2017. Das Entwick-
lungskonzept wurde durch den Stadtrat in der Sitzung vom 27.02.2019 gebilligt. Die frühzeitige Be-
teiligung der Öffentlichkeit erfolgte in der Zeit von 14.03.2019 bis einschließlich 12.04.2019 im Rah-
men eines öffentlichen Aushangs im Stadtplanungsamt Rosenheim. Parallel hierzu wurden die Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beteiligt. Mit Stadtratsbeschluss vom 29.04.2020 
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wurde der Bebauungsplanentwurf für den nördlichen Teilbereich ĂGewerbegebiet Brucklach - Bau-
abschnitt 1 Nordñ gebilligt und für die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie für die Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange freigegeben.  

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte nach den Regelungen des Planungssicherstellungsgeset-
zes (PlanSiG). Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 PlanSiG wurde die Auslegung durch eine Veröffentlichung 
im Internet ersetzt. Ergänzend wurde in der Zeit vom 24.07.2020 bis einschließlich 04.09.2020 eine 
öffentliche Auslegung im Foyer des Rathauses durchgeführt. Parallel hierzu wurden die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange beteiligt.  

Um Anforderungen von Bauwerbern aus Rosenheim für die neuen Gewerbeflächen in den Bebau-
ungsplanentwurf zu integrieren, wurde die Erschließungsplanung nach dem Verfahren nach § 3 Ab-
satz 2 wesentlich geändert. Daher ist gem. § 4 a (3) BauGB eine erneute Auslegung des neuen Ent-
wurfs mit Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Be-
lange erforderlich. 
 
Durch das Regelverfahren wird die Chance genutzt, vielseitige Belange in den Plan einarbeiten zu 
können und damit künftiges Konfliktpotenzial zu minimieren. Gleichzeitig wird eine ausreichende 
Planungstransparenz gewahrt. 

 

A 2 Lage des Plangebiets / Situationsbeschreibung 

A 2.1 Räumlicher Geltungsbereich  

Das Planungsgebiet ĂGewerbegebiet Brucklach - Bauabschnitt 1 Nordñ befindet sich im Norden der 
Gemarkung Pang im Ortsteil Brucklach und ist rd. 6,0 ha groß. Das geplante Gewerbegebiet grenzt 
im Norden, Osten und Süden an landwirtschaftliche Nutzflächen und wird im Westen durch die Be-
standsbebauung entlang der Hohenofener Straße eingefasst (siehe Abb. 1). 

Der Geltungsbereich umfasst aufsteigend folgende Flurnummern der Gemarkung Pang:  
2281, 2281/2, 2281/10, 2281/17, 2281/18, 2289/15, 2289/22, 2292, 2292/1, 2292/4, 2292/5, 2293/1, 

2295/1, 2295/3, 2295/5, 2298, 2298/12, 2298/26, 2298/31, 2298/35, 2298/36, 2298/46, 2298/47, 

2298/49, 2298/56, 2298/61, 2298/62, 2298/78, 2298/79, 2298/80, 2298/81. 
 

Der Aufstellungsbeschluss der Stadtratssitzung vom 05.04.2017 zum Bebauungsplan Nr. 177 ĂGe-
werbegebiet Brucklachñ umfasste weitere geplante Gewerbeflªchen im S¿den. Aufgrund des nöti-
gen Umbaus der vorhandenen 110-kV-Freileitungen und damit einhergehender Zeitverzögerungen 
im Verfahrensablauf wurde das Planungsgebiet gemäß Stadtratsbeschluss vom 29.04.2020 in zwei 
nacheinander zu entwickelnde Teilabschnitte unterteilt (siehe Abb. 2). Daher wird das Aufstellungs-
verfahren in den zwei Bauabschnitten Ă1 Nordñ und Ă2 S¿dñ getrennt weitergeführt. Der ĂBauab-
schnitt 2 S¿dñ wird im Osten und S¿den durch den Hochwasserdamm der Kalten und im Westen 
durch das Umspannwerk Pang eingefasst. 

Das parallel laufende Verfahren der 41.  nderung des Flªchennutzungsplans ĂGewerbegebiet 
Brucklachñ wurde für das Gesamtgebiet weitergeführt, vom Stadtrat am 06.12.2020 festgestellt und  
der Regierung von Oberbayern zur Genehmigung vorgelegt. 
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A 2.2 Das Plangebiet und seine Umgebung 

Das Planungsgebiet umfasst bisher landwirtschaftlich genutzte Flächen. Auch das Umfeld ist über-
wiegend durch die landwirtschaftliche Nutzung geprägt (siehe Abb. 1). Die im Westen angrenzende 
Bestandsbebauung entlang der Hohenofener Straße umfasst Gewerbebetriebe sowie Wohnge-
bäude. Durch das Planungsgebiet führt die Miesbacher Straße (Staatsstraße St 2362), an die das 
Gewerbegebiet angebunden werden soll. Südlich der Entwicklungsflächen verlaufen zwei 110-kV-
Freileitungen der Bayernwerk Netz GmbH, die zu dem benachbarten Umspannwerk Pang führen. 
Südwestlich grenzt der Landschaftsbestandteil ĂFeldgehºlz am ºstlichen Ortsrand von Brucklachñ 
an den Geltungsbereich an. Das Fauna-Flora-Habitat-Gebiet ĂAuer Weidmoos mit Kalten und Kalte-
naueñ liegt südöstlich etwa 130 m entfernt. 

A 3 Übergeordnete Planungen und Planungsrechtliche Vorgaben 

A 3.1 Landes- und Regionalplanung 

A 3.1.1 Landesplanung 

Gemäß Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) stellt Rosenheim ein Oberzentrum in Ober-
bayern dar. Das LEP trifft folgende wesentlichen landesplanerischen Vorgaben in Bezug auf die 
Entwicklung des neuen Gewerbegebietes: 

Siedlungsstruktur 

Flächensparen: Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung 
unter besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet 
werden (LEP: 3.1 - G). Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berück-
sichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden (LEP: 3.1 - G). 

Innenentwicklung vor Außenentwicklung: In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenzi-
ale der Innenentwicklung möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenzi-
ale der Innenentwicklung nicht zur Verfügung stehen (LEP: 3.2 - Z). 

Vermeidung von Zersiedlung: Eine Zersiedlung der Landschaft und eine ungegliederte, insbeson-
dere bandartige Siedlungsstruktur soll vermieden werden (LEP: 3.3 - G). Neue Siedlungsflächen 
sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen (LEP: 3.3 - Z). 

Wirtschaft 

Wirtschaftsstruktur: Die Standortvoraussetzungen für die bayerische Wirtschaft, insbesondere für 
die leistungsfähigen kleinen und mittelständischen Unternehmen sowie für die Handwerks- und 
Dienstleistungsbetriebe, sollen erhalten und verbessert werden. (LEP: 5.1 - G). 

Einzelhandelsgroßprojekte: Die Flächenausweisung für Einzelhandelsgroßprojekte hat an städte-
baulich integrierten Standorten zu erfolgen. (LEP: 5.3.2 - Z). 
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Land- und Forstwirtschaft  

Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen: Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sol-
len erhalten werden (LEP 5.4.1 - G). 

Ą Wie unter dem Punkt Bedarfsanalyse beschrieben, geht der Bedarf an gewerblichen Bauflächen 
über den Bestand der hierfür geeigneten Baulandreserven hinaus. Grundsätzlich besteht theore-
tisch die Möglichkeit zur Nachverdichtung bestehender Gewerbegebiete. Praktisch jedoch verfügt 
die Stadt Rosenheim kurz- bis mittelfristig nur über eine sehr geringe Anzahl an bebaubaren Grund-
stücken in bestehenden Gewerbegebieten. Im Hinblick auf die derzeit zu erzielenden relativ hohen 
Verkaufspreise ist häufig keine Verkaufsbereitschaft vorhanden. In Anbetracht dessen und des be-
stehenden Bedarfs an Gewerbeflächen sieht sich die Stadt Rosenheim in der Pflicht, weitere Flä-
chen planungsrechtlich zu sichern und die in städtischem Besitz befindlichen Flächen zeitnah in Ei-
genregie zu entwickeln. Die Voraussetzungen für eine Ansiedlung von kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen sowie von Handwerks- und Dienstleistungsbetrieben können hiermit gesichert 
werden. Umfangreiche Einzelhandelsnutzungen werden an diesem Standort im Rahmen der Fest-
setzungen des Bebauungsplans ausgeschlossen. 

Bei der Standortauswahl wurde Wert auf eine integrierte Lage und gute verkehrliche Anbindung ge-
legt. Die Leistungsfähigkeit der Miesbacher Straße (St 2362) kann hierbei erhalten werden. Gegen 
die Minderung der landwirtschaftlichen Nutzflächen an dieser Stelle wurden von Seiten des Amtes 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten keine Einwände erhoben. 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan wird den vorgenannten Grundsätzen und Zielen des LEP  
entsprochen.  

A 3.1.2 Regionalplanung 

Im Regionalplan Südostoberbayern (RP 18) wird das Landesentwicklungsprogramm weiter konkreti-
siert. Folgende Vorgaben sieht der RP 18 bezüglich des Planungsgebietes vor: 

Siedlungswesen 

Neue Flächen sollen nur im notwendigen Umfang beansprucht, die Innenentwicklung bevorzugt und 
die weitere Siedlungsentwicklung an den vorhandenen und kostengünstig zu realisierenden Infra-
struktureinrichtungen ausgerichtet werden (B II 1 - G). 

Land- und Forstwirtschaft 

Die Leistungsfähigkeit von Land-und Forstwirtschaft soll nachhaltig erhalten und gesichert werden, 
é (B III 1 - G).  

Wasserwirtschaft 

Die Fläche befindet sich in einem Überschwemmungsgebiet. Die natürlichen Überschwemmungs-
gebiete sollen erhalten werden. In dem Maße wie Überschwemmungsgebiete in Anspruch genom-
men werden, ist auf gleicher Planungsebene bei entsprechendem Hochwasserschutz für Ersatz zu 
sorgen (B IV 5.3 - Z). Bodenentwässerungen sollen auf Flächen, die auf Dauer landwirtschaftlich 
genutzt werden, nur noch ausnahmsweise vorgesehen werden (B IV 5.4 - G). 

Gewerbliche Wirtschaft 

Die Wirtschaftskraft der Region Südostoberbayern soll nachhaltig entwickelt, ausgebaut und ge-
stärkt werden. In allen Teilräumen der Region soll eine angemessene Steigerung der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit ermöglicht werden. Insbesondere das Oberzentrum Rosenheim, das mögli-
che Oberzentrum Traunstein, der Städtebund Inn-Salzach, die Entwicklungsachsen und die Mittel-
zentren sollen als Wachstumspole gestärkt werden. Dabei kommt den Innenstädten eine wichtige 
Funktion zu (B V 1 - G). Um die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft zu erhalten und zu verbessern 
und um günstigere Voraussetzungen für die Ansiedlung von Unternehmen insbesondere in den 
zentralen Orten zu schaffen, sind die Ausweisung von Gewerbegebieten und ein weiterer Ausbau 
der Infrastruktur erforderlich. Dabei soll das Naturpotenzial nicht nachhaltig beeinträchtigt werden (B 
V 3 - G). Einzelhandelsgroßprojekte sollen baulich und verkehrlich in die Siedlungsstruktur integriert 
sein. Periphere Standorte sollen vermieden werden (B V 5.2 - Z). 

Ą Auf die Ausführungen unter Punkt 3.1.1 wird verwiesen.  

Das Plangebiet konnte aufgrund verschiedener Hochwasserschutzmaßnahmen aus dem vorläufig 
gesicherten ¦berschwemmungsgebiet ĂMangfallñ entlassen werden.  
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Der vorliegende Bebauungsplan berücksichtigt die regionalplanerischen Grundsätze und Ziele.   

A 3.2 Flächennutzungsplan 

Ziel der 41. Änderung des Flächennutzungsplans war die Entwicklung eines Gewerbegebietes (GE, 
siehe Abb. 4). Zur Ortsrandeingrünung des Baugebietes im Norden und Südosten wurde die Signa-
tur ĂFlªchen f¿r die eine Begr¿nung vorzusehen istñ in den Plan ¿bernommen. In gleicher Lage sind 
auch die erforderlichen wasserwirtschaftlichen Anlagen zur Entwässerung des Gebietes dargestellt. 
Im Norden des Geltungsbereiches (nördlich der Miesbacher Straße) wurde die Darstellung einer 
weiteren Entwässerungsanlage, die gleichzeitig als Ausgleichsfläche dienen soll, integriert.  

Westlich angrenzend an das Plangebiet wird eine ĂFlªche f¿r Versorgungsanlagenñ in Form einer 
Flªche f¿r ĂElektrizitªtñ dargestellt. Hierbei handelt es sich um das Umspannwerk Pang. Im Süd-
westen des Plangebietes befindet sich ein geschützter Landschaftsbestandteil mit schutzwürdigem 
Baumbestand und Gehºlz. Die weitere Umgebung wird als ĂFlªche f¿r die Landwirtschaftñ darge-
stellt. Im S¿den und Osten schlieÇen ĂFeuchtflªchen und Trockenstandorteñ, ĂFlªchen f¿r Waldñ, 
sowie ĂWasserflªchenñ an die landwirtschaftlichen Flªchen an. Diese sind Teil des FFH-Gebietes 
ĂAuer Weidmoos mit Kaltem und Kaltenaueñ.  

 

    

                 Abb. 4: Darstellung der wirksamen 41. FNP-Änderung 
                              ĂGewerbegebiet Brucklachñ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aufgrund der im Westen benachbarten Wohnnutzungen der mischgebietsartigen Bestandsbebau-
ung sind bauliche Lärmschutzmaßnahmen an den zukünftigen Gewerbegebäuden erforderlich. Die 
entsprechende Signatur wurde um das Baugebiet herumgelegt.  

Aufgrund der Lage des Planungsgebietes innerhalb von Hochwassergefahrenflächen HQextrem wird 
die entsprechende Kennzeichnung nachrichtlich in die Plandarstellung übernommen. Der beste-
hende geschützte Landschaftsbestandteil (LB) und die vorhandenen 110-kV-Freileitungen bleiben 
in der Darstellung erhalten. Der geplante Umbau der dargestellten Leitungen zur Verbesserung der 
Bebaubarkeit des Gewerbegebietes wird im Rahmen der 41. FNP-Änderung nicht berücksichtigt, 
da die Umbauplanung zu diesem Zeitpunkt noch nicht abschließend vorliegt. Die Darstellung von 
gegebenenfalls geänderten Leitungsführungen im Flächennutzungsplan kann im Nachgang nach-
richtlich erfolgen. Die 20-kV-Doppelleitung wurde abgebaut und wird nicht mehr im FNP dargestellt. 

Der Stadtrat der Stadt Rosenheim stellte am 18.02.2021 die 41. Änderung des Flächennutzungs-
Plans ĂGewerbegebiet Brucklachñ in der planzeichnerischen Darstellung vom 21.09.2020 fest. Die 
41. Änderung ist von der Regierung von Oberbayern genehmigt und wurde mit der Bekanntma-
chung am 21.12.2021 wirksam. 

 

A 3.3 Weitere Planungen 

Es liegen weder innerhalb des Planungsgebietes noch angrenzend weitere Bebauungspläne vor.  
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A 4 Städtebauliches Konzept 

A 4.1 Konzeptbeschreibung 

Im Ortsteil Brucklach wird südlich der Miesbacher Straße (St 2362) und östlich der bestehenden Be-
bauung (Gewerbe- und Wohnbebauung, Umspannwerk Pang) die Ansiedlung eines Gewerbegebie-
tes auf bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen geplant. Es wird die Ausweisung eines Gewer-
begebietes vorgesehen, welches in erster Linie auf die Ansiedlung von produzierendem und verar-
beitendem Gewerbe und Handwerk sowie hochwertigen Dienstleistungen ausgerichtet werden soll.  

Das Planungsgebiet wird über die Miesbacher Straße an das Verkehrsnetz angeschlossen. Inner-
halb der Bauflächen wird eine interne Erschließungsstraße mit Wendeanlage vorgesehen. Nördlich 
und südlich der Miesbacher Straße wird die Anlage von Retentionsflächen zur Entwässerung des 
Gebietes sowie von Ausgleichsflächen beabsichtigt. 

Der Aufstellungsbeschluss der Stadtratssitzung vom 05.04.2017 zum Bebauungsplan Nr. 177 ĂGe-
werbegebiet Brucklachñ umfasste weitere geplante Gewerbeflªchen im S¿den. Aufgrund des nöti-
gen Umbaus der vorhandenen 110-kV-Freileitungen und damit einhergehender Zeitverzögerungen 
im Verfahrensablauf wurde das Planungsgebiet gemäß Stadtratsbeschluss vom 29.04.2020 in zwei 
nacheinander zu entwickelnde Teilabschnitte unterteilt. Daher wird das Aufstellungsverfahren in den 
zwei Bauabschnitten Ă1 Nordñ und Ă2 S¿dñ getrennt weitergef¿hrt (siehe Abb. 2 unter Punkt A 2.1).  

A 4.2 Planungsalternativen 

Als mögliche Entwicklungsbereiche wurden vorwiegend Flächen in lagegünstigen, städtebaulich in-
tegrierten Lagen und mit guten Anschlussoptionen an die überörtliche Erschließung geprüft: Bahn-
gelände Süd, Potentialflächen an der Westerndorfer Straße, an der Kufsteiner-/Miesbacher Straße, 
Einzelflächen im Bereich Aichergelände, etc.  

Neben den städtebaulichen Kriterien wurden ebenso die Realisierungsoptionen und die Belange der 
Verfügbarkeit in die Bewertung eingebunden. Da sich die Flächen im Eigentum der Stadt Rosen-
heim befinden und so zeitnah zur Verfügung gestellt und an den Bedürfnissen der suchenden Be-
triebe ausgerichtet werden können, wurden die günstigsten Realisierungsoptionen in Brucklach ge-
sehen.  
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B PLANUNGSBERICHT 

B 1 Planinhalt und Festsetzungen 

B 1.1 Festsetzungen zur Bebaubarkeit 

B 1.1.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Bauflächen des Planungsgebietes werden als ĂGewerbegebietñ (GE) festgesetzt.  

Geplante Ausrichtung des Gewerbegebietes 

Im Hinblick auf die ohnehin schon knappen Gewerbeflächen im Stadtgebiet soll das Gewerbegebiet 
Brucklach einer Nutzung zugeführt werden, die der Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen so-
wie der Bewahrung und Stärkung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit eines Oberzentrums dient. 
Aufgrund der Begrenztheit der Flächenpotentiale liegt es im Interesse der Stadt, Möglichkeiten der 
Wirtschafts- und Arbeitsplatzförderung auf hierzu geeigneten Flächen in verkehrsgünstiger Lage zu 
schaffen. 

Wesentliches Planungsziel der Entwicklung des Gewerbegebietes ist daher die Förderung und pla-
nungsrechtliche Sicherung eines der Lagegunst (Nªhe zu Westtangente ĂB 15) entsprechend hoch-
wertigen Gewerbegebietes. Hierzu wird durch das Festsetzungsspektrum des Bebauungsplans die 
Zulässigkeit von Vorhaben insbesondere auf die Ansiedlung von produzierendem und verarbeiten-
dem Gewerbe und Handwerk sowie hochwertigen Dienstleistungen ausgerichtet.  

Um das Planungsziel sichern zu können ist es notwendig, vom Instrument der Feinsteuerung ge-
mäß § 1 Abs. 5-10 BauNVO Gebrauch zu machen. Im Rahmen der Feinsteuerung werden Nutzun-
gen ausgeschlossen, die der geplanten Ausrichtung des Gewerbegebietes entgegenstehen. Hierzu 
gehören u.a. Nutzungen, deren Wertschöpfung gering ist, die einen hohen Flächenverbrauch bei 
gleichzeitig geringer Arbeitsplatzintensität verursachen und die ein negatives Erscheinungsbild des 
Gewerbegebiets hervorrufen können.  

Die Ansiedlung von nicht hochwertigem Gewerbe ist grundsätzlich in anderen Gewerbegebieten im 
Stadtgebiet möglich (Westteil des Aicherparkes, Gewerbegebiet Ost im Bereich Happinger-Au-
Straße und Gewerbeareal an der Chiemseestraße), soweit dort entsprechende Flächen am Markt 
verfügbar sind. 

Unzulässige Nutzungen 

a) - Selbständige Einzelhandelsbetriebe  

Gemäß Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) stellt Rosenheim ein Oberzentrum in 
Oberbayern dar. Nach landesplanerischer Vorgabe hat die Flächenausweisung für Einzelhan-
delsgroßprojekte hat an städtebaulich integrierten Standorten zu erfolgen (LEP: 5.3.2 - Z). Da 
es sich bei vorliegendem Gewerbegebiet nicht um einen städtebaulich integrierten Standort 
handelt, sind Einzelhandelsbetriebe auszuschließen. 

Die Stadt Rosenheim hat ein Einzelhandelsentwicklungskonzept erstellt, gemäß dessen im 
Jahr 2011 formulierten Zielen die Leitfunktion der Innenstadt gefestigt und die bestehenden Ne-
ben- und Fachmarktzentren unter den Gesichtspunkten Nahversorgungsqualität und Deckung 
des autoorientierten, nicht innenstadtrelevanten Bedarfs gesichert und fortentwickelt werden 
sollen. ĂDie weiteren Gewerbe- oder Mischgebiete im Stadtgebiet sollen keine Entwicklungsbe-
reiche für zentrenrelevanten Einzelhandel darstellen und sollten auch zukünftig keine Neuan-
siedlungen in diesen Sortimenten aufweisen.ñ Die laut Einzelhandelsentwicklungskonzept anzu-
strebende baurechtliche Sicherung des Ausschlusses von einzelhandelsrelevanten Betriebsan-
siedlungen wird mit dieser Festsetzung vorgenommen.  

Das geplante Gewerbegebiet liegt zwischen der Miesbacher Straße (Staatsstraße 2362) und 
den Bestandsgebäuden in Form von Gewerbe- und Wohnnutzungen an der Hohenofener und 
der Brucklacher Straße. Eine Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben führt in der Regel zu ei-
nem erhöhten Verkehrsaufkommen. Um mögliche Störungen des Verkehrsflusses auf der 
Staatsstraße sowie eine erhöhte Lärmbelastung der vorhandenen Wohnnutzung zu vermeiden, 
werden selbständige Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen.   
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b)  - Lagerplätze als selbständige offene Anlagen 

- Selbständige Lagerhäuser, die nicht in einem räumlichen und funktionalen Zusammenhang 
mit einem Betrieb stehen 

- selbständige Kompostieranlagen, die räumlich und funktional einem Gartenbau- oder Land-
schaftsbaubetrieb nicht zugeordnet sind sowie Betriebe der Abfallsammlung, -lagerung und -
verwertung, Wertstoffhöfe, Bauhöfe und Schrottplätze 

Die genannten Nutzungen werden ausgeschlossen, da sie die beabsichtigte Entwicklung und 
Sicherung des Gebietes als qualitativ hochwertigen Gewerbestandort stören oder behindern 
könnten, einen hohen Flächenverbrauch verursachen, ein negatives Erscheinungsbild aufwei-
sen und somit insgesamt dem eingangs genannten Planungsziel der Ausrichtung des Gewer-
begebietes zur Förderung der Wirtschaft, Schaffung von Arbeitsplätzen sowie Ansiedlung von 
produzierendem und verarbeitendem Gewerbe und Handwerk sowie hochwertigen Dienstleis-
tungen entgegenstehen.  

Es werden flächenintensive Betriebe, die ausschließlich Freilagerflächen benötigen , reine La-
gerhallen für Wert- und Abfallstoffe sowie Nutzungen, die zudem mit hohen Staub- und 
Lärmemissionen verbunden sein können, ausgeschlossen.  

Die Zulässigkeit einer räumlich und funktional einem Betrieb zugeordneten Lagerung von Wa-
ren und Materialien bleibt durch die Festsetzungen gewahrt. 

c) -Öffentliche Betriebe 

Öffentliche Betriebe können aufgrund ihrer Eigenart den eingangs formulierten Planungszielen 
nicht entsprechen.  

Sie können je nach Art ihrer Ausrichtung städtebauliche Spannungen erzeugen und sind besser 
in integrierten Lagen untergebracht.   

d) - Betriebe des Beherbergungsgewerbes und Boardinghäuser sowie sonstige Unterkünfte  

Betriebe des Beherbergungsgewerbes sowie sonstige Unterkünfte und Boardinghäuser stehen 
der geplanten Ausrichtung des Gewerbegebietes entgegen.  

Beherbergungsbetriebe sind besser in integrierten Lagen anzusiedeln. Die Lage innerhalb ei-
nes Gewerbegebietes impliziert, dass Touristen aufgrund der direkt benachbarten Nutzung von 
Gewerbe-, Handwerks- und Dienstleistungsbetrieben eine direkte Beziehung zum Beherber-
gungsbetrieb und der direkten Umgebung nicht suchen sondern lediglich eine Übernachtungs-
möglichkeit benötigen. Das Plangebiet stellt keinen identitätsstiftenden Standort dar. Es handelt 
sich um ein Gewerbegebiet ohne den durch Touristen im Allgemeinen favorisierten Bezug zur 
städtebaulich, historisch geprägten Innenstadt und den dort situierten Attraktionen.  

f) - Vergnügungsstätten  

- Bordellbetriebe und vergleichbare Nutzungen, in denen der gewerbsmäßigen Prostitution 
nachgegangen wird oder die auf die Ausübung sexueller Handlungen ausgerichtet sind 

Im Rahmen der Feinsteuerung werden Nutzungen ausgeschlossen, die ein negatives Erschei-
nungsbild des Gewerbegebiets hervorrufen können. Durch die Ausschlüsse von Vergnügungs-
stätten sowie Bordellbetrieben und ähnlichen Einrichtungen soll eine Niveauabsenkung des 
Plangebietes, ein sogenannter Trading-Down-Effekt, vermieden werden. Des Weiteren fallen 
die genannten Einrichtungen nicht in das Nutzungsspektrum der vorgesehenen Ausrichtung 
des Gewerbegebietes 

g) Tankstellen 

- Selbständige Kfz-Waschanlagen, Kfz-Waschstraßen, Kfz-Waschparks und Kfz-Pflegeanla-
gen, unabhängig ob selbst- oder personalbedient  

Eine Ansiedlung von Tankstellen sowie Kfz-Pflegeanlagen jeglicher Art stehen der formulierten 
Ausrichtung des Gewerbegebietes entgegen.  

Produzierende und verarbeitende Gewerbe und Handwerksbetriebe sowie Dienstleistungsun-
ternehmen leisten zur Sicherung qualifizierter Arbeitsplätze einen wesentlichen Beitrag. Arbeits-
platzdichte und der Anteil qualifizierter Arbeitsplätze liegen dabei in der Regel im klassischen 
Gewerbe deutlich höher als bei den ausgeschlossenen selbständigen Kfz-Waschanlagen, Kfz-
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Waschstraße Kfz-Waschparks und Kfz-Pflegeanlagen, der sich aufgrund seiner i.d.R. selbstbe-
dienenden Charakters häufig auf null Arbeitsplätze beläuft. Mit dem Ausschluss trägt die Stadt 
der anhaltenden Nachfrage nach wohnortnahen Arbeitsplätzen und damit den Zielen und Ent-
wicklungsgrundzügen des Landesentwicklungsprograms (LEP) Rechnung. 

Zudem können diese Anlagen ein hohes Verkehrsaufkommen erzeugen, welches an dieser 
Stelle, wie unter a) formuliert nicht verträglich ist. 

Die festgesetzten Ausschlüsse stehen der Anlage von betrieblich notwendigen Autowaschanla-
gen oder Tankvorrichtungen in betriebsbedingt erforderlichem Umfang nicht entgegen. 

 

h) - Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke  

Auf der Grundlage des am 24.10.2015 geänderten § 246 Abs. 10 BauGB können nun in Ge-
werbegebieten für Aufnahmeeinrichtungen, Gemeinschaftsunterkünfte oder sonstige Unter-
künfte für Flüchtlinge oder Asylbegehrende Befreiungen erteilt werden, wenn an dem Standort 
Anlagen für soziale Zweck als Ausnahme zugelassen werden können oder allgemein zulässig 
sind und die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit öffentlichen Be-
langen vereinbar ist. Damit kann nach der neuen Rechtsgrundlage ein Anspruch auf Zulassung 
von Flüchtlings-und Asylunterkünften in Gewerbegebieten entstehen, wenn nach den Festset-
zungen des Bebauungsplan die in der Regel nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Anlagen für soziale Zwecke nicht explizit ausgeschlossen sind. 

Grundsätzlich ist die Stadt offen für die Errichtung von Asylunterkünften auch in Gewerbegebie-
ten nach den im BauGB eröffneten Möglichkeiten und sieht hier im Stadtgebiet auch Potenzi-
ale. Aufgrund der dezentralen Lage des Plangebietes sowie des Fehlens eines sozialen Umfel-
des wird jedoch eine Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden an diesem Standort 
als äußerst problematisch erachtet.  

Da die städtebaulichen Gründe, die den Ausschluss rechtfertigen auch für die übrigen aus-
nahmsweise nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO zulässigen Nutzungen zutreffen, werden diese 
ausgeschlossen. 

Des Weiteren entsprechen die Nutzungen aufgrund ihrer Eigenart nicht den Planungszielen, 
können städtebauliche Spannungen erzeugen und sind besser in integrierten Lagen, vor allem 
in der Innenstadt, angesiedelt. Je nach Ausrichtung können diese Anlagen auch ein hohes Ver-
kehrsaufkommen erzeugen, welches an dieser Stelle, wie unter a) formuliert nicht verträglich 
ist. 

i) Anlagen für sportliche Zwecke sowie gewerblich betriebene Anlagen für sportliche Zwecke 

Die Ansiedlung von sportlichen Anlagen entspricht nicht der geplanten Ausrichtung des Gewer-
begebietes. Je nach Art der sportlichen Anlagen können diese auch ein hohes Verkehrsauf-
kommen erzeugen, welches an dieser Stelle, wie unter a) formuliert nicht verträglich ist. Sie 
können städtebauliche Spannungen erzeugen und werden besser in integrierten Lagen, vor al-
lem in der Innenstadt, untergebracht.   

j) Sonstige Betriebe, die im Anhang 1 zur 4. BImSchV (Vierte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes) aufgezählt werden 

Aufgrund der Schutzwürdigkeit des  südlich des Planungsgebietes gelegenen FFH-Gebietes 
(Flora-Fauna-Habitat) ĂAuer Weidmoos mit Kalten und Kaltenaueñ werden die genannten Be-
triebe ausgeschlossen. Die im Anhang 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes gelisteten Betriebe sind für eine Ansiedlung in der Nähe von 
FFH-Gebieten nicht geeignet. 

Ausnahmsweise zulässige Nutzungen 

Ausnahmsweise sind die im Folgenden genannten Nutzungen in einem geringen Umfang zulässig, 
da sie im Zusammenhang mit der angestrebten Ausrichtung des Gewerbegebietes für die Betriebe 
als ergänzende Nutzungen von Vorteil sein können. Eine Ansiedlung der genannten Nutzungen in 
größerem Maße könnte zu einer Verkehrsintensivierung, erhöhten Lärmbelastung und städtebauli-
chen Spannungen führen.  
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a) - Einzelhandelsnutzungen, die in funktionaler Verbindung und direkter räumlicher Zuordnung 
mit einem Handwerks- oder sonstigem Gewerbebetrieb geführt werden 

Damit das produzierende und verarbeitende Gewerbe und Handwerk in einem angemessenen 
Umfang seine Produkte auch vor Ort ausstellen und anbieten kann, sind Einzelhandelsnutzun-
gen ausnahmsweise zulässig. Die direkte räumliche Zuordnung bezieht sich nicht auf die Vo-
raussetzung eines baulichen Zusammenhangs, sondern darauf, dass der Gewerbebetrieb und 
die Einzelhandelsnutzung auf dem gleichen Grundstück angesiedelt sein sollen. 

b) - Schank- und Speisewirtschaften, soweit sie zur Deckung des Bedarfs aus dem Gebiet die-
nen 

Um die Versorgung der Beschäftigten des Gewerbegebietes zu gewährleisten ist eine Gastro-
nomie bzw. eine Lebensmittelversorgung, die dem täglichen Bedarf der Beschäftigten dient 
(Pausenverpflegung, Mittag- und Abendessen), ausnahmsweise zulässig 

c) - Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie für Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter, wenn sie dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche 
und Baumasse untergeordnet sind 

Um dem betrieblichen Bedürfnis nach ständiger Anwesenheit von Personen Rechnung zu tra-
gen, die in leitender Position Verantwortung für den Betrieb tragen oder aus besonderen be-
trieblichen Gründen auf den Betriebsgrundstück oder seiner Nähe Aufsicht- oder Bereitschafts-
dienst leisten , sind Wohnnutzungen unter den genannten Bedingungen ausnahmsweise zuläs-
sig. Zur Wahrung der gesunden Wohnverhältnisse sind bei der Planung von Gebäuden mit 
schutzbedürftigen Räumen die maßgeblichen Außenlärmpegel an dem geplanten Gebäude und 
die daraus resultierenden Anforderungen an den baulichen Schallschutz gemäß der Normen-
reihe DIN 4109 zu ermitteln und deren Einhaltung nachzuweisen. 

B 1.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird mit einer Grundflächenzahl I für Hauptgebäude (GRZ I) von 
0,6 und einer Gebäudehöhe von max. 12,0 m festgesetzt.  Die maximal zulässige Grundflächenzahl 
II einschließlich Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO beträgt 0,9. Damit wird der Orientierungswert 
der BauNVO von 0,8 leicht überschritten, was durch die vorgesehene  intensive Ortsrandeingrü-
nung auf öffentlichem Grund gerechtfertigt ist. 

Es ist eine maximale Wandhöhe von 12 m zulässig. Dachaufbauten, die der Gebäudetechnik die-
nen, dürfen die Gebäudehöhe von 12,00 m zusätzlich um bis zu 3,0 m überragen, wenn sie einen 
Abstand von 5,0 m von der Gebäudekante einhalten. Mit dieser Wandhöhe wird einerseits den An-
forderungen an eine wirtschaftliche Ausnutzung der in Rosenheim knapp bemessenen Gewerbeflä-
chen wie auch der innenstadtfernen Lage mit angrenzendem Außenbereich Rechnung getragen.  

 

B 1.1.3  Höhenlage, Auffüllungen und Abgrabungen 

Aufgrund der wasserwirtschaftlichen Bestandssituation ist zur Nutzung der Flächen als Baugrund 
teilweise eine Auffüllung des Geländes erforderlich. Diese wird gemäß den Vorgaben des Gut-
achterbüros aquasoli auf eine Höhe von mindestens 453,5 m üNN (über Normalnull) bis maximal 
453,75 m üNN festgesetzt. Durch die Geländemodellierung auf eine Höhe von 453,50 m üNN bis 
453,75 m üNN kann die Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers in die Regenrückhalteflä-
chen ermöglicht sowie eine negative Beeinträchtigung durch den Abfluss von Starkregenereignis-
sen für angrenzende Flächen vermieden werden. 

Des Weiteren wird angesichts der geplanten Veränderungen der Geländeoberfläche und aus Grün-
den des Schutzes vor eindringendem Oberflächen- und Hochwasser als Mindestmaß für die Ober-
kante des Rohfußbodens im Erdgeschoss (OK RFB EG) eine Höhe von 453,75 m üNN festgesetzt. 
Die Oberkante des Rohfußbodens im Erdgeschoss gilt als unterer Bezugspunkt für die Bemessung 
der zulässigen Gebäudehöhe. Dabei ist zu beachten, dass als Bezugssystem das städtische Hö-
hensystem ausschlaggebend ist. 

Aus Gründen der Hochwasserschutzvorsorge in Risikogebieten sind zur Vermeidung von Sach-
schäden sowie zum Schutz des Bodens und des Grundwassers Tiefgaragen, Keller- und Unterge-
schosse unzulässig.  

 



Begründung z. Bebauungsplan Nr. 177 ĂGewerbegebiet Brucklach - Bauabschnitt 1 Nordñ, Entwurf vom 21.01.2022 Seite 14 

B 1.1.5 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche und Nebenanlagen 

Für eine flexible Ausnutzung und variable Parzellierung wurden große zusammenhängende Bau-
rahmen durch Baugrenzen festgesetzt. In Zusammenhang mit der Festsetzung einer offenen Bau-
weise ergeben sich damit größtmögliche Freiheiten in der Gebäudeanordnung ohne Beeinträchti-
gung eines benachbarten Betriebs. Auch in Hinblick auf die betrieblichen Anforderungen, notwen-
dige Feuerwehrumfahrungen und Stellplatzzufahrten hat sich die offene Bauweise nach Einschät-
zung der Rosenheimer Wirtschaftsförderung bewährt.  

Es wird eine abweichende offene Bauweise (ao) festgesetzt. Da die Baufenster Gebäude von über 
50 m Länge ermöglichen, sind gemäß Festsetzungen Gebäudelängen über 50 m zulässig. Die Ge-
bäude sind mit seitlichen Grenzabständen zu errichten. 

Zugunsten der städtebaulichen Ordnung sind Nebenanlagen nur innerhalb der Baugrenzen zuläs-
sig. 

 

B 1.1.6 Stellplätze und Garagen  

Zugunsten der städtebaulichen Ordnung sind Stellplätze nur innerhalb der Gewerbegebietsflächen 
sowie Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) nur innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen zulässig. 

B 1.1.7 Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten  

Innerhalb des Planungsgebietes werden die folgenden Geh-, Fahr-, und Leitungsrechte (GFL) fest-
gesetzt und die in den Bereichen GFL 2 und GFL 3 bereits bestehende, grundbuchrechtlich gesi-
cherten Rechte nachrichtlich übernommen: 

GFL 1   Es wurde ein GFL-Recht zugunsten der Stadt Rosenheim und der Versorgungsträger fest-
gesetzt. Auf der Fläche sind das Verrohrungssystem zur Entwässerung des Gebietes und die Ver-
bindung der Sparten vom neuen Erschließungsstich zum Anschluss Brucklacher Straße geplant. 

GFL 2   Die Fläche wird mit einem GFL-Recht zugunsten der Stadt Rosenheim und der Versor-
gungsträger der Strom- und Telekommunikationskabel belastet.  

Die Rechte der Versorgungsträger der Strom- und Telekommunikationskabel umfassen den Unter-
halt der innerhalb der GFL 2-Fläche bestehenden Strom- und Telekommunikationskabel sowie die 
geplante Verlegung der bestehenden Strom- und Telekommunikationskabel von der GFL 3-Fläche 
in die GFL 2-Fläche und deren Unterhalt. 

GFL 3   Zugunsten der Versorgungsträger der Strom- und Telekommunikationskabel wird die Flä-
che mit einem GFL-Recht belastet. 

Die Rechte umfassen den Unterhalt der innerhalb der GFL 3-Fläche befindlichen Strom- und Tele-
kommunikationskabel sowie die geplante Verlegung der bestehenden Strom- und Telekommunikati-
onskabel von der GFL 3-Fläche in die GFL 2-Fläche und deren Unterhalt.  

 

B 1.2 Verkehrsflächen 

B 1.2.1 Kfz-Verkehr 

Planung Kreisverkehr Miesbacher Straße 

Für die geplante Anbindung des Gewerbegebiets an das bestehende Verkehrsnetz wurde von der 
Planungsgesellschaft Stadt-Land-Verkehr ein Verkehrsgutachten (15.10.2021) erstellt, 

Im Bestand liegen die Verkehrsmengen gemäß Verkehrsgutachten derzeit im Straßenabschnitt der 
Miesbacher Straße östlich der Hohenofener Straße bei ca. 13.800 Kfz/24Stunden und im westlichen 
Abschnitt zum Schwaiger Kreisel bei ca. 23.600 Kfz/24Stunden. 

Die Verkehrsprognose rund um das Plangebiet ĂGewerbegebiet Brucklachñ von 2014 bis 2035 zeigt 
eine allgemeine Verkehrsmengenzunahme von pauschal 5% im Tagesverkehr und zu den Spitzen-
stunden. Ohne eine Realisierung des Gewerbegebiets (Prognose-Nullfall) wird demzufolge im Stra-
ßenabschnitt Miesbacher Straße östlich der Hohenofener Straße eine Verkehrsmenge von ca. 
14.490 Kfz/24 Stunden prognostiziert 
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Die Planungen im Gewerbegebiet Brucklach ĂBauabschnitt 1 Nordñ und ĂBauabschnitt 2 S¿dñ erzeu-
gen zusammengenommen ein zusätzliches Verkehrsaufkommen von insgesamt ca. 2.600 Kfz-Fahr-
ten/24Stunden mit einem Schwerverkehrsanteil von ca. 390 SV-Fahrten/24Stunden (14 %). 

Die Planungen der Stadt Rosenheim mit dem Staatlichen Bauamt sehen vor, das Gewerbegebiet 
Brucklach mit einem Kreisverkehr an die Miesbacher Straße (St 2362) anzubinden 
Mit der Verkehrsuntersuchung wurde der Nachweis erbracht, dass das zusätzliche Verkehrsauf-
kommen durch die Gesamtplanungen des Gewerbegebiets mit seinen zwei Bauabschnitten von ca. 
2.600 Kfz-Fahrten/24 h mit einem Schwerverkehrsanteil von ca. 390 SV-Fahrten/24 h an dem ge-
planten einspurigen Kreisverkehr sehr leistungsfähig abgewickelt werden kann.  
 
Der Leistungsnachweis des geplanten Kreisverkehrs zeigt eine Bestbewertung ĂAñ zu beiden Spit-
zenstunden im Planfall 2035 und weist damit noch Leistungsreserven für künftige Entwicklungen 
auf. Das Bauvorhaben wird als verkehrsverträglich eingestuft. 
 
St 2362 (Miesbacher Straße) 

Entlang der St 2362 (Miesbacher Straße) besteht eine beidseitige Anbauverbotszone von jeweils 
20,00 Metern (gemessen vom äußeren Rand der Fahrbahndecke), die im Bebauungsplanentwurf 
gekennzeichnet wurde. Die Anbauverbotszone wird durch die Baurahmen nicht überlagert. Es wird 
darauf hingewiesen, dass in der Anbauverbotszone bauliche Anlagen (auch Stellplätze, Garagen, 
genehmigungspflichtige Einfriedungen, Hallen, etc.) grundsätzlich nicht errichtet werden dürfen. 
Jegliche Planungen zu Maßnahmen innerhalb der Anbauverbotszone sind immer mit dem Staatli-
chen Bauamt abzustimmen. 

Aus Sicherheitsgründen dürfen neu zu pflanzenden Bäume und Sträucher nur in einem Abstand 
von mindestens 5,0 m gemessen vom durchgehenden Fahrbahnrand der St 2362 gepflanzt werden. 
Das Lichtraumprofil der St 2362 ist von Bewuchs freizuhalten. 

 
B 1.2.2 Fuß- und Radverkehr 

Für den Fuß- und Radverkehr stehen im Umfeld des Planungsgebietes gut ausgebaute Radwege 
entlang der Hohenofener Straße und der Miesbacher Straße zur Verfügung. Eine Querverbindung 
verläuft von Pösling kommend zwischen beiden Straßen auf dem Hochwasserschutzdeich der Kal-
ten südöstlich des Planungsgebietes weiter über den Fuchsbichlweg entlang zum städtischen Rad-
wegenetz und über die Mangfall. Es ist eine Querung der Miesbacher Straße im Bereich des an-
schließenden Hochwasserschutzdeiches vorhanden. Diese ist im Bestand ungesichert, umwegig 
(500 m) befindet sich eine sichere Unterführung der Miesbacher Straße für Fußgänger und Radfah-
rer.  

Der geplante neue Kreisverkehr zum Anschluss des Gewerbegebietes an die Miesbacher Straße 
sieht für eine sichere Querungsmöglichkeit für Fußgänger und Radfahrer beidseitig Mittelinseln vor. 

Mit der Planung werden die Durchlässigkeit zwischen den beiden Staatstraßen und die Erreichbar-
keit des neuen Gewerbegebietes auch von der Hohenofener Straße für Fußgänger und Radfahrer 
gewährleistet. Im Gewerbegebiet ist einseitig ein Geh-/Radweg sowie auch eine Verbindung zum 
Kaltendamm vorgesehen. 

B 1.2.3 öffentlicher Personennahverkehr 

Das Planungsgebiet ist heute vor allem durch die städtische Buslinie 11, die zwischen Aising, Pang 
und Aicherpark bzw. umgekehrt auf etwas unterschiedlichen Routen verkehrt, erreichbar. Die maxi-
mal 400m entfernte Bushaltestelle ĂBrucklachñ ist ¿ber das bestehende Gewerbegebiet erreichbar. 
An den beiden Haltestellen an der Brucklacher StraÇe ĂBrucklachñ verkehrt die Buslinie 11 (11-1 
und 11-2) zwischen 6 und 18 Uhr im Halbstunden-Takt in beiden Richtungen. Damit ist eine Verbin-
dung des neuen Gewerbegebiets mit der Stadtmitte und dem Bahnhof und auch mit Aising, Pang 
und dem Aicherpark gewährleistet. Die Fahrzeit vom bzw. zum Bahnhof Rosenheim beträgt zwi-
schen 15 und 25 Minuten. 

B 1.3 Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgungsleitungen sowie Medien (Strom, Telekommunikation, IT, Wasser und Ab-
wasser) sind in der Nachbarschaft vorhanden und werden in das Planungsgebiet erweitert.  
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Die Entsorgung des Mülls erfolgt durch den städtischen Eigenbetrieb. Die Anlage einer Wertstoff-
sammelstelle innerhalb des Planungsgebietes ist nicht erforderlich. Die nächste Wertstoffsammel-
stelle befindet sich in einer fuÇlªufigen Distanz von rund 600 m in der StraÇe ĂAm Rackermoosñ. 

Während nach Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Rosenheim § 15 Abs. 1 für den Haushaltsmüll 
eine Mindestkapazität der Restmüllbehältnisse von 25 l/Person/Woche erforderlich ist, können für 
gewerbliche Abfälle keine Mengenangaben gemacht werden, diese hängen von der Art des Gewer-
bes ab. Auf die statistischen Daten auf der Homepage des Umweltbundesamtes wird verwiesen. Es 
gilt die Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV). 

B 1.4 Flächen für Versorgungsanlagen 

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplans befindlichen Umspann- und Verteilerstationen sind 
langfristig an diesem Standort erforderlich und werden daher als ĂVersorgungsflªcheñ mit der 
Zweckbestimmung ĂUmspannstationñ festgesetzt. 

B 1.5 Grünordnung und Freiflächen 

Die Festsetzungen zur Grünordnung sichern die Umsetzung des landschaftsplanerischen Gestal-
tungskonzeptes. Die geplante Ortsrandeingrünung des Gebietes wirkt sich positiv auf das Klima und 
das Orts- und Landschaftsbild aus. 

B 1.5.1 Pflanzenarten, Pflanzgröße und Pflanzraum 

Die grünordnerische Planung sieht eine Bepflanzung privater und öffentlicher Grünflächen sowie 
von Stellplätzen vor. Gemäß den Festsetzungen sind Gehölze zu pflanzen, zu erhalten und bei Aus-
fall gemäß den Güteanforderungen zu ersetzen. Die in den Artenlisten festgesetzten Gehölzarten 
(Bäume und Sträucher) umfassen heimische bzw. in maßvollem Anteil standortgerechte, eingebür-
gerte Sorten in ausreichender Pflanzqualität. Hierdurch wird die gestalterische und ökologische 
Wirksamkeit der Durchgrünung der öffentlichen und privaten Freiflächen ermöglicht und dauerhaft 
gesichert.  

Des Weiteren sichern die Festsetzungen zur Schaffung ausreichend großer Pflanzgruben und zur 
Verwendung geeigneter Substrate ein gesundes Aufwachsen und die Langlebigkeit der gepflanzten 
Gehölze. 

B 1.5.2 Stellplätze 

Zur Vermeidung unnötiger Versiegelung und zugunsten der Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswassers sind oberirdische, nicht überdachte Stellplätze mit wasser- und luftdurchlässigen 
Materialien für Oberfläche (z. B. Rasenpflaster, Schotterrasen o.ä.) und Unterbau auszubilden.  

Des Weiteren ist zur Durchgrünung von Stellplatzanlagen pro 5 Stellplätzen ein Baum der Artenliste 
1 in offenen Baumscheiben oder Baumgräben zu pflanzen. Hierdurch soll eine gleichmäßige Begrü-
nung der Stellplatzflächen erfolgen. Dies dient der Beschattung der Stellplätze und bringt kleinklima-
tische Vorteile.  

B 1.5.3 Private Grünflächen 

Die Festsetzungen zur Bepflanzung der privaten Grünflächen dienen der Durchgrünung des Gebie-
tes und der Verdunstung über Gehölze. 

B 1.5.4 Öffentliche Grünflächen (Ortsrandeingrünung) 

Gemäß den Festsetzungen entlang der Miesbacher Straße wird eine weitestgehend 20 m breite mit 
Bäumen und Sträuchern begrünte Fläche angelegt werden und zur Eingrünung des Planungsgebie-
tes dienen. Gleichzeitig erfüllt die Fläche die Funktionen eines Regenrückhaltebeckens. In einem 
Abstand von 5,0 m zur Miesbacher Straße erfolgt die Pflanzung von großkronigen heimischen 
Laubbäumen in einem 15 m Abstand, welche die Lücke in der Baumallee, die im Westen des Pla-
nungsgebietes beginnt und östlich der Einmündung des bestehenden Fuß- und Radweges auf dem 
Kaltendamm weiterführt, schließt. 

Der Standort der Bäume entlang der Grundstücksgrenzen zu den Baugrundstücken kann vom 
Planeintrag um bis zu 5,0 m abweichen. Hierbei muss der in der Planzeichnung eingetragene Ab-
stand des Baumstammes zur Straßenkante der St 2362 jedoch zwingend eingehalten werden. 

B 1.5.5 Dachbegrünung 



Begründung z. Bebauungsplan Nr. 177 ĂGewerbegebiet Brucklach - Bauabschnitt 1 Nordñ, Entwurf vom 21.01.2022 Seite 17 

Die Festsetzungen sehen eine Begrünung aller gewerblichen Gebäudedächer im Planungsgebiet 
vor. Begrünte Dachflächen können einen Teil des anfallenden Niederschlagswassers speichern und 
das überschüssige Restwasser mit zeitlicher Verzögerung abgeben. Die Begrünung von Dächern 
dient durch ihre Verdunstungswirkung und die Verminderung der Aufheizung durch die Gebäude 
dem Klimaschutz. Insektenfreundlich begrünte Dachflächenanteile mit samentragenden Blühpflan-
zen tragen zur Förderung der Insektenwelt bei. Von der zwingenden Dachbegrünung ausgenom-
men sind Betriebsleiterwohnungen als eigenständige Gebäude. 

B 1.5.6 Ausgleichsmaßnahmen 

Zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft wird ein naturschutzrechtlicher Ausgleich 
vorgesehen. Auf der Fläche des Planungsgebietes sind intensiv genutzte Grünlandflächen, Acker-
flächen sowie eine Extensivwiese vorhanden. Die Gesamtausgleichsverpflichtung beträgt gemäß 
Umweltprüfung 20.333 m². Eine detaillierte Beschreibung der Berechnung und der Ausgleichsmaß-
nahmen findet sich im Umweltbericht unter Punkt C 4.2. 

Der Großteil der Ausgleichsmaßnahmen wird innerhalb des Geltungsbereiches des B-Planes nörd-
lich der Miesbacher Straße erbracht. Das dort anzulegende Erdbecken und die östlich daran an-
schließende Grünfläche dienen als Retentionsbereich für im Starkregenfall anfallendes Oberflä-
chenwasser im Planungsgebiet. Im Erdbecken sowie auf der anschließenden Retentionsfläche soll 
sich eine artenreiche Seggen- und binsenreiche Feuchtwiese (G222) entwickeln. Die im Geltungs-
bereich des B-Plans liegende Ausgleichsfläche hat eine Flächengröße von ca. 13.296 m². Von 
textlichen Festsetzungen bezüglich Pflanzvorgaben für die Ausgleichsfläche wird abgesehen. Die 
Herstellung und der Unterhalt erfolgt durch die Stadt Rosenheim auf eigenen Flächen gemäß den 
Vorgaben und in enger Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde. 

Die noch fehlenden 7.037 m² werden vom Ökokonto der Stadt Rosenheim abgebucht. 1.871 m² 
werden aus der dort geführten Ausgleichsfläche A_58, Gemarkung Westerndorf St. Peter Flurnum-
mer 3077/1 abgebucht und 5.166 m² werden aus der Fläche A_60 auf der Gemarkung Prutting Flur 
Nr. 2629 abgebucht. 

Bei der Ausgleichsfläche A_58 handelt es sich um den Umbau eines Waldrandes, bei der Aus-
gleichsfläche A_60 handelt es sich um einen ehemaligen Fichtenhallenwald, der in einen Laub-
mischwald umgebaut wurde.  

 

B 1.6.1 Artenschutz 

Für den Geltungsbereich der Bauabschnitte Nord und Süd und die Umgebung wurde eine spezielle 
artenschutzrechtliche Prüfung (saP) durchgeführt. Der Untersuchungsbereich von rd. 40 ha er-
streckte sich auf den Geltungsbereich mit seinen bestehenden landwirtschaftlich genutzten Flächen 
und den Landschaftsbestandteil ĂFeldgehºlz am ºstlichen Ortsrand von Brucklachñ sowie auf das 
Umfeld des Planungsgebietes mit dem FFH-Gebiet ĂAuer Weidmoos mit Kalten und Kaltenaueñ, ei-
nen Hangwald (Biotop), extensiv bewirtschaftete (Feucht)Wiesen sowie ein Altwasser der Kalten.  

Der Endbericht des Planungsbüros Dipl.-Biologe A. Beutler, München vom 02.04.2020 kommt zu 
folgenden Ergebnissen (auf die detaillierten Ausführungen im Gutachten wird verwiesen): 

Für die saP-relevanten Arten Fledermäuse, Biber, Reptilien und Amphibien bestehen im Planungs-
gebiet selbst keine geeigneten Flächen bzw. Biotope.  

In der Umgebung des Planungsgebietes konnten an saP-relevanten Arten Fledermäuse, Biber und 
verschiedene Vogelarten (hohe Artenvielfalt) festgestellt werden. 

Die Populationen der festgestellten saP-relevanten Arten werden durch das Vorhaben unter Berück-
sichtigung von Vermeidungs-, Gestaltungs- und Ausgleichsmaßnahmen nicht gefährdet und der Er-
haltungszustand wird sich nicht verschlechtern. Aus Sicht des Arten- und Gebietsschutzes sollte je-
doch eine weitere Bebauung der Kaltenaue und ihrer Umgebungsbereiche vermieden werden. 

Zur Realisierung des Bebauungsplans sind aus arten- und naturschutzrechtlichen Gründen Maß-
nahmen zum Schutz von Natur und Landschaft (Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen) so-
wie Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF- Maßnahmen) erforderlich. Diese wurden als Fest-
setzungen übernommen.  

Festsetzungen im Bebauungsplanentwurf 
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Zum Schutz von Natur und Landschaft dürfen i. S. v. Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
keine Rodungsarbeiten in der Zeit zwischen dem 1. März bis 30. September erfolgen. Alle Ro-
dungs- und Abbrucharbeiten müssen ökologisch begleitet werden. Zum Schutz vor Vogelschlag 
sind große Glasflächen zu vermeiden, bzw. so zu gestalten oder zu behandeln (Materialwahl, Struk-
turierung, Beschichtung), dass diese von Vögeln wahrgenommen werden können und Spielgelun-
gen unterbleiben. Die Brosch¿re des LfU ĂVogelschlag an Glasflªchen vermeidenñ vom Oktober 
2013 ist zu beachten. Des Weiteren wurden Festsetzungen zur Beleuchtung außerhalb von Gebäu-
den vorgenommen. Um Kleintieren einen Durchlass zu gewähren, sind Zäune ohne Sockel auszu-
führen. Zwischen Geländeoberfläche und Unterkante Zaun muss ein Abstand von mindestens 10 
cm zum Boden freigehalten werden. 

Als vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF- Maßnahmen) wurden Festsetzungen bezüglich des 
Anbringens von Nistkästen für waldbewohnende Höhlenbrüter und Nistkästen für Kulturfolger ge-
troffen. 

B 1.6.2 Biotope 

Südwestlich des Geltungsbereiches befindet sich das Biotop RO-1204 ĂFeldgehºlz am ºstlichen 
Ortsrand von Brucklachñ (s. Abb. 6) welches gleichzeitig als Landschaftsbestandteil eingetragen ist.  

Südlich und östlich des Planungsgebietes existieren Biotope innerhalb des FFH-Gebietes mit der 
Kalten sowie ihren ufernahen Quellen und deren bachbegleitenden Gehölzsaum. Im Osten schlie-
ßen sich biotopkartierte Flächen des Auerbachs und dessen bachbegleitenden Gehölzsaum an. Im 
Westen, durch die Hohenofener Straße getrennt, existieren biotopkartierte Waldflächen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Abb. 6: Lage der Biotope - rot umrandete rote Flä-
chen  
(Quelle: FIN-Web des Bay. Landesamtes für 
Umwelt, Abruf: 13.06.2019)  

 
B 1.6.3 Landschaftsbestandteil ĂFeldgehºlz am ºstlichen Ortsrand von Brucklachñ 

Der Landschaftsbestandteil befindet sich am westlichen Rand des Geltungsbereiches auf einer hü-
geligen Erhebung (s. Abb. 6). Die Verordnung verfolgt den Zweck, einen für den Bestand und die 
Entwicklung der Pflanzen- und Tierwelt notwendigen Lebensraum zu erhalten sowie zur Belebung 
und Gliederung des Landschaftsbildes beizutragen. 
 
B 1.6.4 FFH-Gebiet ĂAuer Weidmoos mit Kalten und Kaltenaueñ 

Das FFH-Gebiet (Flora-Fauna-Habitat) Nr. 8138-371 beinhaltet das Niedermoorgebiet des Auer 
Weidmooses bei Bad Feilnbach und die naturnahen Bachauen von Jenbach und Kalten (auch ĂKalt-
enbachñ). Es liegt rund 200 m vom Planungsgebiet entfernt (s. Abb. 7).  
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Abb. 7: Abgrenzung FFH-Gebiet - rot umrandet 
(Quelle: FIN-Web des Bay. Landesamtes für 
Umwelt, Abruf: 13.06.2019)  

Um mögliche Beeinträchtigungen des Schutzgebietes durch die Planung ausschließen zu können, 
wurde im Untersuchungsbereich der saP eine FFH-Verträglichkeitsuntersuchung durchgeführt. Der 
Endbericht des Planungsbüros Dipl.-Biologe A. Beutler, München vom März 2020 kommt zu folgen-
den Ergebnissen (auf die detaillierten Ausführungen im Gutachten wird verwiesen): 

Möglicherweise sind durch das Vorhaben Beeinträchtigungen von Schutzgütern des FFH-Gebietes 
"Auer Weidmoos mit Kalten und Kaltenaue" (Nr. 8138-371) zu erwarten. Um mögliche Beeinträchti-
gungen der Lebensraumtypen und ihrer Charakterarten zu vermeiden, sind Maßnahmen zur Scha-
densbegrenzung notwendig. Sofern diese Maßnahmen rechtzeitig und fachgerecht umgesetzt wer-
den, sind keine erheblichen Beeinträchtigungen des FFH-Gebietes "Auer Weidmoos mit Kalten und 
Kaltenaue" zu erwarten, die Integrität bleibt also gewahrt. Die erforderlichen Maßnahmen wurden in 
die Planung integriert bzw. in die Festsetzungen und Hinweise übernommen. 

B 1.7 Klima, Luft 

Das Planungsgebiet befindet sich ebenso wie die im Westen anschließende Bebauung entlang der 
Hohenofener Straße im Bereich des Kaltluftentstehungsgebietes der Kaltenaue (s. Abb. 8). Durch 
die Neubebauung kommt es zu einer Beeinträchtigung des Kaltluftentstehungs- und Abflussgebie-
tes im Bereich südlich der Miesbacher Straße. Die kleinklimatischen Auswirkungen des Vorhabens 
werden sich bei Durchführung der Planung vor allem auf das Plangebiet und unmittelbar angren-
zende Bereiche konzentrieren. Die Kaltenaue mit ihrer Funktion als Kaltluftabflussschneise wird da-
bei voraussichtlich nicht betroffen sein. Durch die geplante Versiegelung wird die Bildung von Kalt-
luft auf der Fläche des Planungsgebietes eingeschränkt. 

 

Die geplanten Bauflächen des Planungsgebietes sind jedoch nicht Bestandteil der in der Begrün-
dung zum wirksamen Flächennutzungsplan von 1995 dargestellten, erforderlichen Zonen zur Frei-
haltung von Bebauung (s. Abb. 9). 

Abb. 8: Kaltluftentstehungsgebiet Kaltenaue = 
graue Fläche, Bauflächen = rote Flä-
che, Geltungsbereich des Bebauungs-
plans = rote Linie 
(Quelle: Begründung zum Flächennut-
zungsplan, 1995) 
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Aus Gründen des Klima- und Umweltschutzes wird Bebauungsplan festgesetzt, dass der Energie-
träger Kohle nicht zur Dauerheizung verwendet werden darf. Des Weiteren wird aus städtebauli-
chen Gründen sowie Gründen des Naturschutzes festgesetzt, dass die Standplätze von Müllbehäl-
tern in die Baukörper einzubinden sind bzw. mit Sträuchern umpflanzt werden müssen. 

B 1.8 Immissionen, Emissionen 

B 1.8.1 Gewerbe- und Verkehrslärm 

Im Rahmen eines Schallgutachtens der Accon GmbH v. 30.08.2021 wurde eine Untersuchung der 
Lärmimmissionen im Einwirkungsbereich des Planungsgebietes vorgenommen. Hierbei wurde so-
wohl auf den Gewerbe- als auch auf den Verkehrslärm eingegangen. Bei der Prognose der Lärmbe-
lastungen wurde von der Realisierung beider zu entwickelnder Bereiche (Bauabschnitte 1 und 2) 
ausgegangen.  

Untersucht wurde die Einwirkung der vorhandenen Gewerbebetriebe auf das Planungsgebiet und 
die vorhandene Wohnnutzung. Auf Grundlage dieser ermittelten Vorbelastung wurden Emissions-
kontingente nach DIN 45691 für das Plangebiet festgelegt, um sicherzustellen, dass in den angren-
zenden Gebieten die Orientierungswerte nach DIN 18005 sowie die wertgleichen Immissionsricht-
werte nach TA Lärm eingehalten werden. Aufgrund der Geräuschvorbelastung in einem Bereich mit 
Wohnnutzung an der Hohenofener Straße ist eine nach betroffenen Gebieten unterschiedene Kon-
tingentierung ermittelt und als Festsetzungen in den Bebauungsplan eingeflossen. 

Über den Bebauungsplan ist zu gewährleisten, dass die Geräuscheinwirkungen durch die im Plan-
gebiet zulässigen Nutzungen nicht zu einer Verfehlung des angestrebten Schallschutzzieles, näm-
lich der Einhaltung der maßgeblichen Immissionsrichtwerte, führen. Durch die Festsetzung von 
Emissionskontingenten kann dies gewährleistet und rechtlich umgesetzt werden. Die Emissionskon-
tingente LEK werden im Bebauungsplan verbindlich festgelegt und gelten in Bezug auf die Einwirkbe-
reiche in der Umgebung des Plangebietes. Die Emissionskontingente LEK geben die zulässige 
Schallabstrahlung pro Quadratmeter der Grundstücksfläche an. Das Verfahren zur Bestimmung des 
Emissionskontingentes ist in der DIN 45691 geregelt. Die Höhe der Emissionskontingente wird da-
bei durch umliegende schützenswerte Bebauung begrenzt. Aufgrund der Geräuschvorbelastung im 
Bereich des Umspannwerks wurden für Geräusche, die an den dortigen schützenswerten Bebauun-
gen einwirken, geringere Emissionskontingente festgelegt. Hierdurch ist der Schutz der Anwohner 
vor unzulässigen Geräuschimmissionen gewährleistet, ohne die zulässigen Geräuschemissionen 
aus dem Plangebiet über das erforderliche Maß hinaus einzuschränken.  

Darüber hinaus wurden die durch den umliegenden Straßenverkehr hervorgerufen Schallimmissio-
nen gutachterlich ermittelt und beurteilt. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 weitgehend eingehalten werden. Am nordöstlichen Rand des Plangebie-
tes, entlang der Miesbacher Straße, liegen Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 
für Gewerbegebiete vor. Bei der Planung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Räumen (z.B. Be-
triebsleiterwohnungen) sind im Rahmen von Bauanträgen die maßgeblichen Außenlärmpegel an 
dem geplanten Gebäude und die daraus resultierenden Anforderungen an den baulichen Schall-
schutz zu ermitteln und deren Einhaltung nachzuweisen. Ein entsprechender Hinweis erfolgt im Be-
bauungsplan. 

Abb. 9: Freihaltezonen-Konzept 
(Quelle: Begründung zum Flächennut-
zungsplan, 1995) 
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B 1.8.2 Luftschadstoffe 

Durch das lufthygienische Gutachten der TÜV Süd Industrie Service GmbH v. 15.10.2018 wurden 
die Auswirkungen der Verkehrsentwicklung insbesondere auf der Miesbacher und der Hohenofener 
Straße betrachtet.  

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass bezüglich der Abgase der Jahresmittelwert für Stick-
stoffdioxid (NO2) den Grenzwert der 39. BImSchV (Bundes-Immissionsschutzverordnung) an kei-
nem Beurteilungsbereich überschreitet. Ebenso wird davon ausgegangen, dass der Grenzwert für 
den Stundenmittelwert an Stickstoffdioxid nicht öfter als 18-mal überschritten wird. 

Die Feinstaub-Grenzwerte für die Jahresmittelwerte für Partikel PM10 und PM2,5 werden eingehalten. 
Ebenso ist davon auszugehen, dass der Grenzwert für den PM10-Tagesmittelwert nicht öfters als an 
35 Tagen überschritten wird. 

Die Immissionsgrenzwerte für Luftschadstoffe der 39. BImSchV werden demnach bei der Entwick-
lung des geplanten Gewerbegebietes in Brucklach eingehalten.  

B 1.8.3 Umspannwerk Pang und 110-kV-Freileitungen 

Südwestlich des Geltungsbereiches befindet sich das Umspannwerk Pang. Hiervon ausgehend ver-
laufenden zwei 110-kV-Hochspannungsfreileitungen (W 322 und J 128) südlich des Planungsgebie-
tes in Richtung Osten (siehe Abb. 11). Die Leitung W 322 verläuft in der Nähe der südlichen Grenze 
des Geltungsbereiches.  

Es wird darauf hingewiesen, dass an Hochspannungsfreileitungen durch die Wirkung des elektri-
schen Feldes, bei bestimmten Witterungsverhältnissen (insbesondere bei Regen, Nebel oder Rau-
reif) Geräusche entstehen können. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass Emissionen von festen, flüssigen oder gasförmigen Stof-
fen, z.B. von Staub oder Wasserdampf, in unmittelbarer Nähe von Hochspannungsanlagen deren 
Funktionsfähigkeit unter Umständen erheblich beeinträchtigen können.  

Bezüglich der Immissionen durch niederfrequente elektromagnetische Felder wurde durch die EM-
Institut GmbH, Regensburg eine Untersuchung durchgeführt (v. 16.01.2019). Die Berechnungen er-
brachten folgende wesentliche Ergebnisse: 

elektrische Felder 
Der nach 26. BImSchV relevante Grenzwert für elektrische Felder der Frequenz 50 Hz  
(5 kV/m) wird auf dem betrachteten Gebiet sehr deutlich unterschritten. Maximal ergibt sich dort eine 
Grenzwertausschöpfung von etwa zehn Prozent.  
Eine Beeinflussung von aktiven oder passiven Implantaten durch die elektrischen Felder der Freilei-
tungen ist ebenfalls nicht zu erwarten.  

magnetische Felder 
Der nach 26. BImSchV relevante Grenzwert für magnetische Felder der Frequenz 50 Hz (100 ɛT) 
wird auf dem betrachteten Gebiet sehr deutlich unterschritten. Maximal ergibt sich dort eine Grenz-
wertausschöpfung von etwa fünf Prozent.  
Eine Beeinflussung von aktiven oder passiven Implantaten durch die Magnetfelder der Freileitungen 
ist ebenfalls nicht zu erwarten.  
Es besteht ein - wenn auch extrem geringes - Risiko, dass elektrische und elektronische Geräte mit 
einer Störfestigkeit gegenüber niederfrequenten Magnetfeldern nach DIN EN 61000-6-1 unter äu-
ßerst ungünstigen, jedoch sehr unwahrscheinlichen Umständen (Maximalauslastung beider Freilei-
tungen) bei Verwendung im südlichsten Teil von Bauabschnitt 1 durch die Magnetfelder der Freilei-
tungen beeinflusst werden.  
Eine Störbeeinflussung von Geräten, die eine Störfestigkeit für den Einsatz in industrieller Umge-
bung nach DIN EN 61000-6-2 besitzen, ist auf dem betrachteten Gebiet nicht zu erwarten.  

B 1.8.4 Landwirtschaftliche Nutzungen 

Da Brucklach an landwirtschaftlich genutzte Bereiche angrenzt, wird auf mögliche Immissionen und 
Emissionen aus der Landwirtschaft in Form von Lärm und Gerüchen hingewiesen. Die ordnungsge-
mäße Ausbringung von Pflanzenschutzmitteln im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen ist zu 
akzeptieren. 
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B 1.9 Topografie, Bodenbeschaffenheit 

B 1.9.1 Baugebiet, Bauabschnitt 1 Nord 

Das Planungsgebiet wurde durch das Fachbüro GeoPlan, Rosenheim untersucht. Der Endbericht 
vom 06.04.2020 kommt zu folgenden Ergebnissen: 

Geländehöhen 
Die Geländehöhen im Bauabschnitt 1 variieren zwischen 453,50 m üNN im Westen und 452,90 m 
üNN im Osten. Das Gelände liegt fast durchgehend ca. 1,0 m tiefer als die unmittelbar angrenzen-
den Straßen. Gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplans ist für den Bauabschnitt BA 1 eine 
topographische Geländeerhöhung auf eine Höhe von mindestens 453,50 m üNN bis höchstens 
453,80 m üNN vorgesehen. 

Bodenschichten / Versickerungsfähigkeit 
Der Untergrund setzt sich aus quartären Kiesen ab Tiefen von 0,90 m u. GOK (unter Geländeober-
kante) bis 3,30 m u. GOK und im oberflächennahen Bereich aus bindigen Decklagen zusammen. In 
Teilbereichen sind die Kiese gar nicht oder nur in geringer Mächtigkeit ausgebildet. Unterhalb der 
Kiese, bzw. der Decklagen sind bis in größere Tiefen von Ó 15,0 m u. GOK die Seetone des Rosen-
heimer Seebeckens zu erwarten, welche den natürlichen Stauer-Horizont bilden. Die Decklagen 
stellen mit ihrer abdichtenden Funktion einen natürlichen Schutz vor einem Wasseranstieg bis Ge-
ländeoberkante dar. Die Kiese sind mit einem kf-Wert bei etwa kf = 5,0 × 10-5 m/s theoretisch zur 
Versickerung geeignet. In jedem Fall wäre zur Versickerung jedoch ein Durchstich der bindigen 
Decklagen notwendig.  

Baugrund 
Es ist davon auszugehen, dass geplante Gebäude in den bindigen bis gemischtkörnigen Böden, 
welche sich als gering bis mäßig tragfähig erweisen, gründen werden. Dies kann je nach Lage in 
dem Gewerbegebiet zum Teil voraussichtlich auch beim Bau eines Kellergeschosses zu erwarten 
sein. In der Regel werden unterkellerte Bauteile aber in kiesig-sandigen Bodenschichten zum Lie-
gen kommen, die jedoch von ebenfalls gering tragfähigen Seetonschichten unterlagert werden. Es 
ist zu beachten, dass hier im Zuge der Bebauung für jedes Grundstück eine Einzelfallbetrachtung 
zu empfehlen ist. Derartige Baugrundgutachten können explizit auf das geplante Bauvorhaben ab-
gestimmt werden. 

Die Bodenplatten bzw. Einzel- und Streifenfundamente werden voraussichtlich in bindigen bis ge-
mischtkörnigen Ablagerungen zum Liegen kommen. Deshalb wird hier voraussichtlich ein (Teil-) Bo-
denaustausch mit gut tragfähigem Kies-/Schottermaterial von Ó 0,60 m Mªchtigkeit (je nach Ge-
bäude und Last) bzw. bis zur Oberkante der Kiesschotter unter den Gründungselementen, alternativ 
auch mit Magerbeton, erforderlich. Alternativ kann in Bereichen mit tiefliegenden Kiesschottern bzw. 
ohne Kiesschotter eine Gründung auf einem mittels Sand-Zement-Säulen (CSV) verbesserten Bau-
grund durchgeführt werden. Die genaue Festlegung der Gründungsmethode bedarf jeweils einer 
Einzelfallprüfung. 

Weiterhin ist eine Bauwerksabdichtung nach DIN 18533-1:2017-7 notwendig. Zum Schutz baulicher 
Anlagen vor Durchfeuchtung wird zudem auf die DIN 4095 hingewiesen. 

B 1.9.2 Flächen nördlich der Miesbacher Straße 

Auch die nördlich der Miesbacher Straße gelegenen Flächen wurden durch das Fachbüro GeoPlan, 
Rosenheim untersucht, da hier der Ausgleich für die im Baugebiet entfallenden Retentionsflächen 
sowie ein Regenrückhaltebecken vorgesehen werden. In der geotechnischen Stellungnahme vom 
30.01.2020 kommt der Gutachter zu folgenden Ergebnissen: 

Unter den 0,30 m mächtigen humosen Oberböden wurden in einer Tiefe von 0,70 m unter GOK bin-
dige Decklageböden in Form von tonigen, schwach sandigen und schwach kiesigen Schluffen an-
getroffen. Hierunter wurden quartäre Schotterablagerungen bis 1,70 m unter GOK erkundet. Es 
wurde ein für die Versickerung maßgeblicher kf-Wert von 2,03 * 10-5 m/s bis 1,70 * 10-2 m/s ermittelt. 
Ein geschlossener Grundwasserspiegel liegt ab einer Tiefe von ca. 451,00 m üNN vor.  
Die bessere Durchlässigkeit ließ sich im südlichen Bereich antreffen, daher sollten die Sickeranla-
gen eher dort angelegt werden. Der Bemessungs-kf-Wert für Versickerungsmaßnahmen im südli-
chen Bereich des Untersuchungsgebietes wäre somit auf der sicheren Seite liegend bei kf = 5,0 * 
10-4 m/s festzulegen. 
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B 1.10 Wasserwirtschaft 

B 1.10.1 Oberflächengewässer 

Nördlich des Geltungsbereiches verläuft in rund 10 m Entfernung der Augraben, ein Gewässer III. 
Ordnung. Eine kleine Teilfläche des Überschwemmungsgebietes des Augrabens ragt im Norden in 
den Geltungsbereich des Bebauungsplans (siehe hierzu Punkt B 1.10.4). 

Im Süden des Planungsgebietes, in etwa 250 m Entfernung, verläuft der Kaltenbach, ein Gewässer 
II. Ordnung. Die Bebauung und die geplanten Bauflächen in Brucklach werden  durch einen Deich 
gegen Hochwasser geschützt.  

 

B 1.10.2 Grundwasserverhältnisse 

Im Rahmen des Geotechnischen Berichts des Fachbüros GeoPlan v. 06.04.2020 wurde in einer 
Tiefe zwischen 2,50 m und 3,00 m unter Geländeoberkante (451,32 m üNN und 450,10 m üNN) ein 
Grundwasserspiegel im Bereich der sandigen Decklagen bzw. quartären Kiese, welche als Grund-
wasserleiter dienen, erkundet. Generell stellen die quartären Kiese einen gut durchlässigen Grund-
wasserleiter dar, welcher aufgrund der großräumigen Verbreitung des Aquifers sehr ergiebig er-
scheint. Die Grundwasserfließrichtung bewegt sich parallel zur Mangfall von Westen nach Osten. 

Im Planungsgebiet ist grundsätzlich davon auszugehen, dass bedingt durch die Überdeckung des 
quartären Grundwasserleiters durch hydraulisch gering durchlässige Deckschichten zeit- und ab-
schnittsweise leicht gespannte Grundwasserverhältnisse auftreten können. 

Es wird darauf hingewiesen, dass höherliegende Schichtwasserspiegel über gering leitfähigen Stau-
schichten in allen Tiefenbereichen bis Geländeoberkante und insbesondere in den bindigen Deck-
schichten auftreten können. Diese werden allerdings hauptsächlich in Abhängigkeit von Nieder-
schlªgen Bestand haben und im Fall eines Anschnitts rasch Ăausgeblutetñ sein. 

Der MHGW-Stand ist in Bezug auf eine nahegelegene Grundwassermessstelle (Umspannwerk 
Pang 13) bei einer Höhe von etwa 451,60 m üNN anzusetzen. Der Bemessungswasserstand ist für 
den Bauabschnitt 1 auf Höhe 453,50 m üNN in Ansatz zu bringen. Im Hochwasserfall kann es somit 
theoretisch zu einem Wasseranstieg bis zur Geländeoberkante kommen. 

Es ist eine Erhöhung des Geländes auf eine Höhe von mindestens 453,50 m üNN vorgesehen, was 
der Höhe des Bemessungswasserstandes entspricht. Somit könnte es im extremen Hochwasserfall 
zu einer Flutung sämtlicher Versickerungsanlagen und evtl. tieferliegender Bereiche kommen. Es ist 
daher unter anderem zum Grundwasserschutz und zum Erhalt der Funktion der bindigen Decklagen 
sinnvoll, auf die Errichtung von Versickerungseinrichtungen zu verzichten und eine gedrosselte Ab-
leitung des anfallenden Niederschlags- und Oberflächenwasser in eine Vorflut auszuführen 

B 1.10.3 Oberflächenentwässerung 

Konzept zur Ableitung von Niederschlagswasser versiegelter und sonstiger befestigter Flächen 

Laut Baugrundgutachten (Geotechnischer Bericht, Ingenieurbüro Geoplan vom 06.04.2020) ist der 
Untergrund im Bereich der Bauparzellen für eine Versickerung nicht geeignet.  

Da gemäß Gutachten zur Niederschlagswasserbeseitigung (Ingenieurbüro Aquasoli, 15.10.2021) 
eine dezentrale Entwässerung des Planungsgebietes nicht möglich ist, wurde ein Entwässerungs-
konzept erstellt. Als geeignete Entwässerungseinrichtung zur Ableitung von Niederschlagswasser 
versiegelter und sonstiger befestigter Flächen (Flächen der öffentlichen Erschließungsstraßen so-
wie private Dachflächen und Niederschlagswasser von privaten Hof- und Zufahrtsflächen) im Bau-
abschnitt 1 Nord, wurde die Herstellung eines Regenrückhaltebeckens südlich der Miesbacher 
Straße mit gedrosselter Einleitung in den verrohrten Kalten-Auerbachableiter bewertet.  
Es ist ein Rückhaltevolumen für ein 50-jährliches, 60-minütiges Niederschlagsereignis in einem Um-
fang von 571 m3 vorgesehen. Die geplante Sohlhöhe des Rückhaltebeckens liegt bei 451,60 m üNN 

Durch die konzipierten wasserwirtschaftlichen Ausgleichsmaßnahmen kann eine Erhöhung der ma-
ximalen Fließtiefe im Bemessungslastfall auf Flächen Dritter verhindert werden. 

Das im Rahmen der Geländemodellierung verloren gehende Retentionsvolumen in Höhe von 1.430 
cbm wird auf der im Bebauungsplan nördlich der Miesbacher Straße festgesetzten Regenrückhalte-
fläche in Form eines versickerungsfähigen Erdbeckens ausgeglichen. 

Festsetzungen im Bebauungsplan 
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Es werden die erforderlichen Festsetzungen für das im Gutachten des Ingenieurbüros Aquasoli vom 
15.10.2021 beschriebene Konzept zur Niederschlagswasserbeseitigung getroffen. Hierzu gehört die 
Festsetzung einer Regenrückhaltefläche südlich der Miesbacher Straße, dem das Niederschlags-
wasser der versiegelten Flächen im Planungsgebiet zuzuleiten ist. Des Weiteren ist das im Rahmen 
der Geländemodellierung verloren gehende Retentionsvolumen auf der nördlich der Miesbacher 
Straße festgesetzten Rückhaltefläche in Form eines versickerungsfähigen Erdbeckens auszuglei-
chen. Die Regenrückhaltefläche nördlich der Miesbacher Straße beinhaltet nicht das im Bebauungs-
plan mit Ă¦ñ gekennzeichnete ¦berschwemmungsgebiet des Augrabens. 

Die Stadt Rosenheim ist im Besitz der erforderlichen Flächen für das öffentliche Regenrückhaltbe-
cken und die Entwässerungsleitung der gebietsinternen Erschließungsstraße. Sie wird die geplan-
ten Anlagen herstellen und unterhalten.  

B 1.10.4 Hochwasser / extreme Wetterereignisse 

Aufgrund verschiedener Hochwasserschutzmaßnahmen konnte das Plangebiet aus dem vorläufig 
gesicherten ¦berschwemmungsgebiet ĂMangfallñ entlassen werden. Formell erfolgte dessen Anpas-
sung mit Bekanntmachung vom 07.12.2015 (Veröffentlichung: Amtsblatt Nr. 29/2015 v. 08.12.2015 

Das Überschwemmungsgebiet des Augrabens ragt im nördlichen Bereich der Flurnr. 2295/1 (Ge-
markung Pang) in geringem Umfang in den Geltungsbereich des Bebauungsplans hinein (siehe 
Abb. 10). Im Bereich der Flurnr. 2295/1 ist eine Ausgleichsfläche geplant. Die Ausgleichsmaß-
nahme wird das Überschwemmungsgebiet des Augrabens nicht beinhalten und dieses weder be-
einträchtigen noch verändern.  

Das Planungsgebiet liegt gemäß den Hochwassergefahrenkarten des Wasserwirtschaftsamtes in-
nerhalb des Risikogebietes HQextrem . Dabei handelt es sich um ein Hochwasser mit niedriger 
Wahrscheinlichkeit. Gemäß § 9 Abs. 6a BauGB sollen Risikogebiete außerhalb von Überschwem-
mungsgebieten nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen werden 
 

Des Weiteren befindet sich der Geltungsbereich in einem wassersensiblen Bereich. Neben der 
Überflutungsgefahr bei einem Hochwasserereignis HQextrem können Nutzungen durch über die Ufer 
tretende Flüsse und Bäche, zeitweise hohen Wasserabfluss in sonst trockenen Tälern oder durch 
zeitweise hoch anstehendes Grundwasser beeinträchtigt werden. 

Bei extremen Wetterereignissen oder Versagensfällen (Dammbrüche) ist mit Überschwemmungen 
zu rechnen. Der Bebauungsplan enthält daher u.a. Festsetzungen und Empfehlungen bezüglich der 
hochwasserangepassten Bauweise von Gebäuden. 

Es wird eine Regenrückhaltefläche nördlich der Miesbacher Straße festgesetzt. Diese dient dazu, 
negative Auswirkungen auf die angrenzende Bebauung sowie die geplanten Gewerbeflächen im 
Starkregenfall zu vermeiden und das im Starkregenfall durch die Planung verdrängte Wasservolu-
men wieder volumengleich und funktionsgleich herzustellen. 
Die wasserwirtschaftlichen Maßnahmen sind vorab, spätestens jedoch parallel mit den geplanten 
neuen Baumaßnahmen (Erschließung, Geländeauffüllungen, Gebäude usw.) umzusetzen, um keine 
Verschlechterung der Hochwassersituation für Dritte zu erzeugen (s. Punkt B 1.11). 

B 1.10.5 Entwässerungskonzept im Zusammenhang mit dem geplanten Bauabschnitt 2 Süd 

Zur Entwässerung des Oberflächenwassers des Bauabschnitts 2 Süd bedarf es einer zusätzlichen 
Versickerungsfläche mit einem Rückhaltevolumen von ca. 970 m³, die auf den Flächen nördlich der 
St 2362 aufgrund der guten Lage- und Bodeneigenschaften realisiert werden kann. Die Maßnah-
men des Konzepts zur Niederschlagswasserbeseitigung sowie zur Ableitung von anfallendem wild-
abfließendem Oberflächenwasser des Bauabschnitts 1 Nord bleiben bei der weiterführenden Aus-
führung des Bauabschnitts 2 Süd bestehen. 

B 1.11 Aufschiebend bedingte Festsetzung für bauliche Anlagen und Nutzungen 

Aufgrund der für eine Bebauung des Gewerbegebietes zuvor erforderlichen wasserwirtschaftlichen 
Maßnahmen erfolgt eine Aufschiebend bedingte Festsetzung für bauliche Anlagen und Nutzungen. 
Somit ist die Bebauung der Gewerbegebietsflächen erst nach bzw. parallel zu der Fertigstellung der 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen zulässig, um keine Verschlechterung der Hochwassersituation 
für Dritte zu erzeugen. Sonstige gewerbliche Nutzungen der Gewerbegebietsflächen sind erst nach 
Fertigstellung der genannten wasserwirtschaftlichen Maßnahmen zulässig.  
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Ausgenommen von diesen Festsetzungen sind die bereits gewerblich genutzten Flurstücke 2298/78 
und 2298/26 (Gemarkung Pang). Bei Bebauung oder gewerblicher Nutzung der Flurstücke kann 
eine Versickerung des anfallenden Oberflächenwassers über Retentionsflächen auf der Fl.-Nr. 2298 
(Gemarkung Pang) erfolgen. Sobald die Fl.-Nr. 2298 baulich oder gewerblich genutzt werden soll, 
ist eine Entwässerung der Flurstücke 2298/78 und 2298/26 über das Entwässerungssystem des 
Gewerbegebietes (gem. den Punkten A 1.10.3 und A 1.10.4) erforderlich. 

B 1.12 Bodenbelastungen, Kampfmittel 

Da sich das Planungsgebiet in der Einflugschneise der Bombenangriffe des zweiten Weltkrieges be-
findet, wurde durch das Fachbüro MuN Ortung, München zu Beginn des Jahres 2018 eine Kampf-
mitteluntersuchung durchgeführt. Im Rahmen der Auswertung von Luftbildern aus der Kriegszeit 
konnten etwa 75 Bombeneinschläge festgestellt werden. Nach Prüfung der Verdachtsstellen vor Ort 
wurde das Planungsgebiet von Kampfmitteln weitestgehend freigestellt. Im Dammbereich, an einer 
Vergrabung an der Miesbacher Straße und direkt an den Hochspannungsmasten konnte nicht zu-
verlässig geortet werden. Die in der Abbildung 10 grün eingefärbten Flächen wurden durch das Gut-
achterbüro freigegeben, bei den gelb umrandeten Flächen ist der Aushub von Boden durch ein au-
torisiertes Fachbüro zu überwachen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 10: Freigegebene Flächen (grün) 
und Einschränkungen bei der 
Freigabe (gelb umrandet) 
(Quelle: Kampfmittelerkun-
dung von MuN, München, 
14.03.2018)  

Weitere Hinweise bezüglich möglicher Bodenbelastungen liegen nicht vor. 

B 1.13 Denkmalschutz 

Wegen des Verdachts des Vorhandenseins einer bislang unbekannten vor- und frühgeschichtlichen 
Siedlung hat die Stadt Rosenheim im Frühjahr 2021 eine geophysikalische harte Prospektion auf 
ca. 3000 qm des Plangebiets durchgeführt. Der Verdacht konnte nicht bestätigt werden und das 
Denkmalschutzamt hat die Flächen aus dem denkmalrechtlichen Vorbehalt entlassen. 

Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen gemäß Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG der Mel-
depflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde. 












